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Einladung zur 
ordentlichen Hauptversammlung 
der sino Aktiengesellschaft 
(virtuelle Hauptversammlung) 

 
Wir laden unsere Aktionäre zu der am Donnerstag, den 11. Mai 2023, ab 11:00 Uhr 
(MESZ) stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein. Die Hauptversammlung 
wird auf Grundlage von § 26n Abs. 1 des Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz 
(„EGAktG“) mit Zustimmung des Aufsichtsrats in der Form einer virtuellen 
Hauptversammlung gemäß § 118a Aktiengesetz („AktG“) ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter) abgehalten. Die Hauptversammlung wird für 
ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte live in Bild und Ton im 
Internet auf der Internetseite der sino Aktiengesellschaft unter www.sino.de/hv23 im 
passwortgeschützten Internetservice übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre 
erfolgt – durch die Aktionäre selbst oder durch Bevollmächtigte – ausschließlich im Wege der 
elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter. Aktienrechtlicher Ort der Hauptversammlung ist die Messe 



Düsseldorf / Halle 1, (Raum 15), Stockumer Kirchstr. 61, 40474 Düsseldorf. Eine 
physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) am Ort der Hauptversammlung ist 
ausgeschlossen. Zu weiteren Einzelheiten vgl. die weiteren Angaben und Hinweise am 
Ende der Einladung im Anschluss an die Tagesordnung unter „III. Informationen zur 
Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten“. 

 
 
 



I. Tagesordnung 
 
 
 
 
 

TOP 1: Vorlage des vom Aufsichtsrat gebilligten 
und d a m i t  festgestellten Jahresabschlusses zum 
30. September 2022, des gebilligten 
Konzernabschlusses zum 30. September 2022, des 
zusammengefassten Lageberichts und 
Konzernlageberichts für das Geschäftsjahr 2021/2022 
sowie des Berichts des Aufsichtsrats 

 

Der Jahresabschluss zum 30. September 2022 und der Konzernabschluss zum 30. 
September 2022 mit dem zusammengefassten Lagebericht und Konzernlagebericht, 
jeweils für das Geschäftsjahr 2021/2022, wurden von der dhpg Audit GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Gummersbach, geprüft und 
jeweils mit uneingeschränkten Bestätigungsvermerken versehen. 

 
Die vorgenannten Unterlagen können ab dem Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung im Internet unter www.sino.de/hv23 eingesehen werden. 



 
 
 
 

TOP 2: Beschlussfassung über die 
Verwendung des Bilanzgewinns für 
das Geschäftsjahr 2021/2022 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den für das Geschäftsjahr 2021/2022 
ausgewiesenen Bilanzgewinn von 9.656.863,66 EUR wie folgt zu verwenden: 

 

Bilanzgewinn 9.656.863,66 EUR 

Dividendenausschüttung: 
2,80 EUR je Aktie bei 
2.337.500 Aktien insgesamt mithin  6.545.000,00 EUR 

Einstellung in Gewinnrücklagen  0,00 EUR 

Gewinnvortrag 3.111.863,66 EUR 
 



 
 

 

TOP 3: Beschlussfassung über die 
Entlastung der Mitglieder des Vorstands 
für das Geschäftsjahr 2021/2022 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2021/2022 
amtierenden Mitglieder des Vorstands zu beschließen. 

 
Während des Geschäftsjahres 2021/2022 amtierten durchgängig ausschließlich die 
Vorstandsmitglieder Ingo Hillen und Karsten Müller. 



 
 
 

TOP 4: Beschlussfassung über die 
Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats 
für das Geschäftsjahr 2021/2022 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2021/2022 
amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats zu beschließen. Der Aufsichtsrat war im 
Geschäftsjahr 2021/2022 wie folgt besetzt: 

 
 
 

Rabea Bastges 01.10.2021 bis 28.07.2022 

 
Thomas Dierkes 01.10.2021 bis 30.09.2022 

 
Dr. Marcus Krumbholz 01.10.2021 bis 30.09.2022 

 
Dr. Detlef Irmen  28.07.2022 bis 30.09.2022 

 



 
 
 
 
 
 
 
 

TOP 5: Beschlussfassung über die Bestellung des 
Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers 
für das Geschäftsjahr 2022/2023 

 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, die DWP – Aktiengesellschaft, 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Graf-Recke Str. 231, 40235 Düsseldorf, zum 
Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2022/2023 zu 
bestellen. 



 
 

TOP 6: Beschlussfassungen über Satzungsänderungen 
 
 
Anpassung der Satzung zur Ermöglichung von virtuellen 

Hauptversammlungen durch Erweiterung von § 12 der Satzung  

Das Gesetz zur Einführung virtueller Hauptversammlungen von 
Aktiengesellschaften und Änderungen genossenschafts- sowie insolvenz- und 
restrukturierungsrechtlicher Vorschriften vom 20 Juli 2022 (Bundesgesetzblatt 
vom 26. Juli 2022, S. 1166 ff.) ermöglicht es, auch zukünftig 
Hauptversammlungen ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abzuhalten (sogenannte 
virtuelle Hauptversammlung). Nach § 118a Abs. 1 S. 1 AktG kann die Satzung 
vorsehen oder den Vorstand dazu ermächtigen, vorzusehen, virtuelle 
Hauptversammlungen abzuhalten. In der Satzung der sino Aktiengesellschaft 
soll die bisherige Regelung über die Durchführung der Hauptversammlung an 
die nunmehrige, gesetzliche Regelung angepasst werden. Um den Interessen 
der Aktionäre flexibel Rechnung tragen zu können, soll die Durchführung von 
virtuellen Hauptversammlungen nicht unmittelbar durch die Satzung angeordnet 
werden. Vielmehr soll der Vorstand zur Festlegung des jeweiligen Formats der 
Hauptversammlung ermächtigt werden. Der Vorstand hat zukünftig für jede 
Hauptversammlung – bei Annahme des Satzungsänderungsvorschlags – nach 
pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung der relevanten sachlichen 
Kriterien darüber zu entscheiden, ob die Hauptversammlung als 



Präsenzveranstaltung oder im virtuellen Format durchgeführt wird. 

Die nachfolgend vorgeschlagene Ermächtigung orientiert sich an der nach 
§ 118a Abs. 4 S. 2 AktG möglichen Laufzeit von fünf Jahren. Die gesetzliche 
Neuregelung hat ferner die Möglichkeit geschaffen, nach § 118a Abs. 2 S. 2 
i.V.m. § 118 Abs. 3 S. 2 AktG den Aufsichtsratsmitgliedern zu gestatten, an einer 
virtuellen Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung 
teilzunehmen. Auch diese Möglichkeit möchten wir in die Satzung aufnehmen. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen hierzu vor, § 12 der Satzung der 
Gesellschaft, um folgende neue Absätze 5 und 6 zu ergänzen:  

 
„(5) Der Vorstand ist für die bis zum Ablauf des 10. Mai 2028 stattfindende 
Hauptversammlung ermächtigt, vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne 
physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der 
Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Auf die 
virtuelle Hauptversammlung finden alle Regelungen dieser Satzung für die 
Hauptversammlung Anwendung, soweit nicht das Gesetz zwingend etwas 
anderes vorsieht oder in dieser Satzung ausdrücklich etwas anderes bestimmt 
ist.  
(6) Bei der Durchführung einer virtuellen Hauptversammlung können die 
Mitglieder des Aufsichtsrats auch im Wege der Bild- und Tonübertragung 
teilnehmen; dies gilt jedoch nicht für den Versammlungsleiter, sofern dieser ein 
Mitglied des Aufsichtsrats ist.“ 



TOP 7: Ermächtigung der Gesellschaft zum Erwerb 
eigener Aktien auch unter Ausschluss eines Andie- 
nungsrechts und zu deren Verwendung auch unter 
Aus-schluss des gesetzlichen Bezugsrechts der 
Aktionäre  

 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

 
1) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats gemäß § 71 

Abs. 1 Nr. 8 AktG eigene Aktien zu jedem zulässigen Zweck im Rahmen der 
gesetzlichen Beschränkungen und nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen zu erwerben. Diese Ermächtigung gilt bis zum 10. Mai 2028. Sie 
ist insgesamt auf einen Anteil von 10 % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung 
der Hauptversammlung oder — falls dieser Wert geringer ist — des zum 
Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals 
beschränkt. Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen 
Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den §§ 71a ff. 
AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals 
entfallen. Die Ermächtigung kann unmittelbar durch die Gesellschaft oder durch 
ein von der Gesellschaft abhängiges oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehendes 
Unternehmen oder durch von der Gesellschaft oder von der Gesellschaft 
abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen oder 



beauftragte Dritte ausgeübt werden und erlaubt den Erwerb eigener Aktien im 
ganzen Umfang oder in Teilbeträgen sowie den einmaligen oder mehrmaligen 
Erwerb. 

 
Der Erwerb eigener Aktien kann nach Wahl des Vorstands über die Börse oder 
mittels eines an sämtliche Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder 
mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 
von Verkaufsangeboten erfolgen. 

 
a) Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse oder über ein öffentliches 

Kaufangebot darf die Gesellschaft je Aktie nur einen Gegenwert (ohne 
Erwerbsnebenkosten) zahlen, der den arithmetischen Mittelwert der 
Kurse der Stückaktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im Xetra- 
Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der 
Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten drei 
Börsenhandelstage vor dem Abschluss des Verpflichtungsgeschäftes, 
sofern der Erwerb über die Börse stattfindet, oder vor der 
Veröffentlichung der Entscheidung zur Abgabe des öffentlichen 
Kaufangebots, sofern der Erwerb im Wege eines öffentlichen 
Kaufangebots erfolgt, um nicht mehr als 10 % über- oder 
unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines 
öffentlichen Kaufangebots erhebliche Kursabweichungen vom 
gebotenen Kaufpreis oder den Grenzwerten der gebotenen 
Kaufpreisspanne, so kann das Angebot angepasst werden. In diesem 
Fall bestimmt sich der maßgebliche Betrag nach dem entsprechenden  



Kurs am letzten Handelstag vor der Veröffentlichung der Anpassung; 
die 10%-Grenze für das Über- oder Unterschreiten ist auf diesen 
Betrag anzuwenden. 

 
Das Volumen des öffentlichen Kaufangebots kann begrenzt werden. 
Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot das Volumen der 
angebotenen Aktien das vorhandene Rückkaufvolumen überschreitet, 
kann unter insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen 
Andienungs- rechts der Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten 
Aktien (Andienungsquoten) statt nach dem Verhältnis der Beteiligung 
der andienenden Aktionäre an der Gesellschaft (Beteiligungsquote) 
erfolgen. Darüber hinaus können eine bevorrechtigte Annahme 
geringerer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär 
sowie zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien eine 
Rundung nach kaufmännischen Gesichtspunkten vorgesehen werden. 

 
b) Erfolgt der Erwerb der Aktien mittels einer an alle Aktionäre gerichtete 

öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, legt die 
Gesellschaft eine Kaufpreisspanne je Aktien fest, innerhalb derer 
Verkaufsangebote abgegeben werden können. Die Kaufpreisspanne 
kann angepasst werden, wenn sich während der Angebotsfrist 
erhebliche Kursabweichungen vom Kurs zum Zeitpunkt der 
Veröffentlichung der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
ergeben. Der von der Gesellschaft zu zahlende Kaufpreis je Aktie, den  



die Gesellschaft aufgrund der eingegangenen Verkaufsangebote 
ermittelt, darf den arithmetischen Mittelwert der Kurse der Stückaktien 
der Gesellschaft in der Schlussauktion im Xetra-Handel (oder einem 
entsprechenden Nachfolgesystem) an der Frankfurter 
Wertpapierbörse während der letzten drei Börsenhandelstage vor dem 
nachfolgend beschriebenen Stichtag ohne Berücksichtigung der 
Erwerbsnebenkosten um nicht mehr als 10 % über- oder 
unterschreiten. Stichtag ist der Tag, an dem der Vorstand der 
Gesellschaft endgültig formell über die Veröffentlichung der 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten oder deren 
Anpassung entscheidet. 

 
Das Volumen der Annahme kann begrenzt werden. Sofern von 
mehreren gleichartigen Verkaufsangeboten wegen der 
Volumenbegrenzung nicht sämtliche angenommen werden können, 
kann unter insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen 
Andienungsrechts der Erwerb nach dem Verhältnis der 
Andienungsquoten statt nach Beteiligungsquoten erfolgen. Darüber 
hinaus können eine bevorrechtigte Annahme geringerer Stückzahlen 
bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie zur Vermeidung 
rechnerischer Bruchteile von Aktien eine Rundung nach 
kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden. 

 
Die Vorschriften des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes sind 
zu beachten, sofern und soweit diese Anwendung finden. 



2) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei einer 
Veräußerung eigener Aktien durch ein Angebot an alle Aktionäre den Inhabern 
der von der Gesellschaft oder einem ihrer nachgeordneten Konzernunternehmen 
ausgegebenen Options- und/ oder Wandelanleihen ein Bezugsrecht auf die 
Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- 
bzw. Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflicht zustehen 
würde. 

 
3) Der Vorstand wird weiter ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene 

Aktien in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an sämtliche 
Aktionäre zu veräußern, wenn die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis 
veräußert werden, der den Börsenkurs von Aktien der Gesellschaft gleicher 
Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Das 
Bezugsrecht der Aktionäre ist dabei ausgeschlossen. Diese Ermächtigung gilt 
jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt 10 % des 
Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung von 10 % des 
Grundkapitals sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung bis zur nach § 186 Abs. 3 S. 4 AktG bezugsrechtsfreien 
Veräußerung eigener Aktien aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des 



Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden. Ferner sind 
auf diese Begrenzungen von 10 % des Grundkapitals diejenigen Aktien 
anzurechnen, die zur Bedienung von Options- und/ oder Wandlungsrechten 
und/oder Wandlungspflichten ausgegeben bzw. auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben wurden. 

 
4) Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene 

Aktien Dritten in anderer Weise als über die Börse oder mittels Angebots an 
sämtliche Aktionäre anzubieten und zu übertragen, soweit dies 

 
a) im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen oder Beteiligungen daran 

oder von Unternehmensteilen oder im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen als (Teil-) Gegenleistung 
geschieht; oder 

 
b) erfolgt, um die Aktien Personen zum Erwerb anzubieten, die im 

Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenem 
Unter- nehmen stehen oder standen; oder 

 
c) erfolgt, um die Aktien Organmitgliedern von Konzerngesellschaften zum 

Erwerb anzubieten; oder 



d) erfolgt, um die Aktien Dritten zum Erwerb anzubieten, die als 
strategische Partner der Gesellschaft oder ihrer Konzerngesellschaften 
einen erheblichen Beitrag zur Erreichung der unternehmerischen Ziele 
der Gesellschaft leisten. 

 
5) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die auf Grund dieser Ermächtigung erworbenen 

eigenen Aktien den Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft in Erfüllung der 
jeweils geltenden Vergütungsvereinbarungen zu übertragen. 

 
6) Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auf diese eigenen Aktien wird gemäß 

§§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 3, 4 AktG insoweit ausgeschlossen, wie diese Aktien 
gemäß den vorstehenden Ermächtigungen verwendet werden. Darüber hinaus 
kann der Vorstand im Falle der Veräußerung der eigenen Aktien durch Angebot 
an alle Aktionäre das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge 
ausschließen. 

 
7) Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder in 

Teilen, einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden. Sie erfassen auch die 
Verwendung von Aktien der Gesellschaft, die aufgrund von § 71 d S. 5 AktG 
erworben oder a) durch ein von der Gesellschaft abhängiges oder in ihrem 
Mehrheitsbesitz stehendes Unternehmen oder b) durch Dritte für Rechnung der 
Gesellschaft oder durch Dritte für Rechnung eines von der Gesellschaft 
abhängigen oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehenden Unternehmens erworben 
wurden. 

. 



II. Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung 
zu Punkt 7 der Tagesordnung gemäß §§ 71 
Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 S. 2 AktG 

 
 

Der Vorstand hat gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 S. 2 AktG einen schriftlichen 
Bericht über die Gründe für die in Punkt 7 der Tagesordnung vorgeschlagenen 
Ermächtigungen zum Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts der Aktionäre beim 
Erwerb eigener Aktien sowie des Bezugsrechts bei der Veräußerung zurückerworbener 
eigener Aktien erstattet. Der Bericht ist vom Tage der Einberufung der Hauptversammlung 
an im Internet unter 

 
www.sino.de/hv23  

 

zugänglich. Der Bericht wird wie folgt bekannt gegeben: 

 
1) Unter Punkt 7 der Tagesordnung wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, 

den Vorstand gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG für einen Zeitraum von 5 Jahren bis 
zum 10. Mai 2028 zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene 



Aktien bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der 
Hauptversammlung oder — falls dieser Wert geringer ist — des zum Zeitpunkt 
der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Der 
Vorstand ist nach dem Beschlussvorschlag berechtigt, die Aktien auch unter 
Einschränkung des Gleichbehandlungsgrundsatzes und eines eventuellen 
Andienungsrechts der Aktionäre zu erwerben und die aufgrund dieser 
Ermächtigungen erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
unter Ausschluss des Bezugs- rechts der Aktionäre zu verwenden 

 
Der Vorstand soll in die Lage versetzt werden, das Instrument des Erwerbs eigener Aktien 
nutzen zu können. Diese Ermächtigung steht unter dem gesetzlichen Vorbehalt, dass 
etwaige neu hinzuerworbene Aktien zusammen mit bereits vorhandenen eigenen Aktien 
die Grenze des § 71 Abs. 2 S. 1 AktG von 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten. 
Der Erwerb eigener Aktien kann über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre 
gerichteten Kaufangebots erfolgen. Hierdurch erhalten alle Aktionäre in gleicher Weise 
die Gelegenheit, Aktien an die Gesellschaft zu veräußern, sofern die Gesellschaft von der 
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien Gebrauch macht. Die Ermächtigung sieht 
jedoch auch vor, dass die Aktien unter Einschränkung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
und eines eventuellen Andienungsrechts der Aktionäre erworben werden können. 



2) Im Einzelnen: 

 
a) Erwerb eigener Aktien unter Ausschluss eines etwaigen Andienungs- 

rechts 

 
Die eigenen Aktien sollen zunächst über die Börse, mittels eines an alle 
Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder 
mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten erworben werden können. 

 
Bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann es dazu 
kommen, dass die von den Aktionären angebotene Menge an Aktien 
der Gesellschaft die von der Gesellschaft nachgefragte Menge an 
Aktien übersteigt. In diesem Fall muss eine Zuteilung von Quoten 
erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme 
kleinerer Offerten oder kleinerer Teile von Offerten bis zu maximal 100 
Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene 
Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleinere 
Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung des 
Aktienrückkaufs zu erleichtern. Auch eine faktische 
Beeinträchtigung von Kleinaktionären kann so vermieden werden. Im 
Übrigen kann die Repartierung nach dem Verhältnis der angebotenen 
Aktien (Andienungsquoten) statt nach Beteiligungsquoten erfolgen, weil 
sich das Erwerbsverfahren so in einem wirtschaftlich vernünftigen 



Rahmen technisch abwickeln lässt. Schließlich soll eine Rundung nach 
kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer 
Bruchteile von Aktien vorgesehen werden können. Insoweit können die 
Erwerbsquote und die Anzahl der von einzelnen andienenden 
Aktionären zu erwerbenden Aktien so gerundet werden, wie es 
erforderlich ist, um den Erwerb ganzer Aktien abwicklungstechnisch 
darzustellen. Der Vorstand hält einen hierin liegenden Ausschluss 
eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts der Aktionäre für 
sachlich gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären für 
angemessen. 

 
b) Verwendung erworbener eigener Aktien und Ausschluss des Bezugs- 

rechts 

 
Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen können die erworbenen eigenen 
Aktien durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre oder über die 
Börse wieder veräußert werden. Mit den genannten Möglichkeiten der 
Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien wird bei der Veräußerung 
der Aktien das Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung gewahrt. 



Bei einer Veräußerung der eigenen Aktien durch ein öffentliches 
Angebot an alle Aktionäre soll der Vorstand berechtigt sein, das Be- 
zugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Der 
Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist erforderlich, um 
eine Abgabe erworbener eigener Aktien im Wege eines 
Veräußerungsangebots an die Aktionäre technisch durchführbar zu 
machen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeschlossenen eigenen Aktien werden entweder durch Verkauf an 
der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet. 

 
Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss mit 
dem Ziel, den Inhabern der von der Gesellschaft oder einem ihrer nach- 
geordneten Konzernunternehmen ausgegebenen Options- und /oder 
Wandelanleihen ein Bezugsrecht auf die Aktien in dem Umfang zu 
gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungs- 
rechts bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflicht zustehen würde, hat 
den Vorteil, dass im Falle einer Ausnutzung der Ermächtigung der 
Options- bzw. Wandlungspreis für die Inhaber bereits ausstehender 
Options- bzw. Wandlungsrechte bzw. Wandlungspflichten nicht nach 
den Option- bzw. Wandlungsbedingungen ermäßigt zu werden braucht. 

 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei 
Veräußerung der Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis, der den 
Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeit- 
punkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet, macht von der 



in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 S.4 AktG 
zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss 
Gebrauch. Dem Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre 
wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu einem Preis 
veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen Börsenkurs nicht 
wesentlich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des 
Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der 
Veräußerung. Der Vorstand wird einen eventuellen Abschlag so niedrig 
bemessen, wie dies nach dem zum Zeitpunkt der Platzierung 
vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Der Abschlag vom 
Börsen- preis zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung wird 
keinesfalls mehr als 5 % des aktuellen Börsenkurses betragen. Diese 
Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die so veräußerten eigenen 
Aktien 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar 
weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch — sofern dieser Wert 
geringer ist — zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf 
die Begrenzung von 10 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, 
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem 
Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 
AktG ausgegeben werden. Ferner sind auf diese Begrenzung von 10 
% des Grundkapitals diejenigen Aktien anzurechnen, die zur 
Bedienung von Options- und/ oder Wandlungsrechten und/ oder 
Wandlungspflichten ausgegeben bzw. auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden. Durch die 
Anrechnungen wird sichergestellt, dass erworbene eigene Aktien nicht 



unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 S. 4 
AktG veräußert werden, wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt 
für mehr als 10 % des Grundkapitals das Bezugsrecht der Aktionäre in 
unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG 
ausgeschlossen wird. Mit dieser Beschränkung und dem Umstand, 
dass sich der Ausgabepreis am Börsenkurs zu orientieren hat, werden 
die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre angemessen 
gewahrt. Diese können eine zum Erhalt ihrer Beteiligungsquote 
erforderliche Anzahl von Aktien zu annähernd gleichen Konditionen 
über die Börse erwerben. Im Übrigen liegt die Ermächtigung im 
Interesse der Gesellschaft, weil sie ihr zu größerer Flexibilität verhilft 
und die Möglichkeit schafft, den Aktionärskreis auch durch die gezielte 
Ausgabe von Aktien an Kooperationspartner, institutionelle Investoren 
oder Finanzinvestoren zu erweitern. Die Gesellschaft soll dadurch 
auch in die Lage versetzt werden, auf günstige Börsensituationen 
schnell und flexibel reagieren zu können. 

 

Die Gesellschaft soll weiterhin auch die Möglichkeit haben, eigene 
Aktien als (Teil-) Gegenleistung im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder im Zusammenhang mit dem 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen anbieten zu können. In derartigen Transaktionen wird 
nicht selten von der Verkäuferseite die Gegenleistung in Form von 
Aktien bevorzugt, und der internationale Wettbewerb verlangt 
zunehmend auch diese Art von Akquisitionsfinanzierung. Die hier 
vorgeschlagene Ermächtigung gibt dem Vorstand den notwendigen 



Handlungsspielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen schnell und flexibel sowohl auf nationalen als auch auf 
internationalen Märkten ausnutzen zu können. Dem trägt der 
vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Bei der 
Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, 
dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. In der 
Regel wird der Vorstand sich bei der Bemessung des Wertes der als 
Gegenleistung hingegebenen Aktien am Börsenkurs der Aktien der 
Gesellschaft orientieren. Eine schematische Anknüpfung an den 
Börsenkurs ist nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte 
Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenkurses 
in Frage zu stellen. 

Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, eigene Aktien 
insbesondere im Rahmen von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen 
Personen zum Erwerb anzubieten, die im Arbeitsverhältnis zu der 
Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen 
oder standen. Außerdem soll der Vorstand ermächtigt werden, eigene 
Aktien Organmitgliedern von Konzerngesellschaften zum Erwerb 
anzubieten. Derartige Programme sind ein bewährtes Instrument, um 
u.a. die Beteiligung der Mitarbeiter an der zukünftigen Entwicklung der 
Gesellschaft zu ermöglichen und die Identifikation der Mitarbeiter mit 
dem Unternehmen zu fördern, was im Interesse der Gesellschaft und 
ihrer Aktionäre liegt. Dabei handelt es sich um eine Ermächtigung zur 
Ausgabe von sogenannten Belegschaftsaktien. Der vorgeschlagene 
Bezugsrechtsausschluss ist Voraussetzung für die Ausgabe solcher 



Belegschaftsaktien. Die Verwendung von eigenen Aktien zur Ausgabe 
von Belegschaftsaktien ist nach dem Aktiengesetz auch bereits ohne 
Ermächtigung durch die Hauptversammlung zulässig (§ 71 Abs. 1 Nr. 
2 AktG), dann aber nur zur Ausgabe an Arbeitnehmer innerhalb eines 
Jahres nach Erwerb (§ 71 Abs. 3 S. 2 AktG). Demgegenüber wird hier 
der Vorstand ermächtigt, ohne Beachtung einer Frist die eigenen 
Aktien als Belegschaftsaktien einzusetzen. Über die 
Ausgabebedingungen entscheidet der Vorstand im Rahmen des durch 
§ 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG eröffneten Spielraums. Er kann die Aktien dabei 
insbesondere im Rahmen des Üblichen und Angemessenen unter dem 
aktuellen Börsenkurs zum Erwerb anbieten, um einen Anreiz für den 
Erwerb zu schaffen. Die Nutzung vorhandener eigener Aktien statt 
einer Kapital-erhöhung oder einer Barleistung kann wirtschaftlich 
sinnvoll sein; die Ermächtigung soll insoweit die Flexibilität erhöhen. 

 
Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, Aktien Dritten zum 
Erwerb anzubieten, die als strategische Partner der Gesellschaft oder 
ihrer Konzerngesellschaften einen erheblichen Beitrag zur Erreichung 
der unternehmerischen Ziele der Gesellschaft leisten. Die Gesellschaft 
soll dadurch die Möglichkeit haben, innovative Entgeltmodelle auch mit 
strategischen Partnern vereinbaren zu können (z.B. im Rahmen von 
Entwicklungskooperationen) und das Entgelt teils in Aktien zu zahlen, 
die erst bei Erreichen bestimmter Ziele (z.B. einem Ertrag der 
Entwicklung oder Erreichen eines bestimmten Aktienkurses) 
übertragen werden. 

 



Außerdem soll der Aufsichtsrat ermächtigt werden, von der Gesellschaft 
unter der vorgeschlagenen Ermächtigung erworbene eigene Aktien 
Mitgliedern des Vorstandes der Gesellschaft in Erfüllung der jeweils 
geltenden Vergütungsvereinbarungen zu übertragen. Eigene Aktien 
dürfen somit verwendet werden, um schuldrechtliche Ansprüche zu 
bedienen, die den Vorstandsmitgliedern im Rahmen der Regelungen 
zur Vorstandsvergütung zukünftig möglichweise gewährt werden. 
Derzeit enthält das Vergütungssystem für den Vorstand keine 
Komponente, die eine Gewährung von Aktien der Gesellschaft vorsieht. 
Der Aufsichtsrat soll jedoch in die Lage versetzt werden, eine derartige 
Vergütungskomponente zukünftig vorzusehen. Bei einer eventuellen 
künftigen Gewährung von Aktien an Vorstandsmitglieder im Rahmen 
der Vorstandsvergütung ist ein Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre erforderlich. Die Gewährung von Aktien an 
Vorstandsmitglieder wäre eine weitere Möglichkeit zur Bindung der 
Vorstandsmitglieder an die Gesellschaft, da sie über die so gewährten 
Aktien an einer Wertsteigerung des Unternehmens partizipieren 
würden. Es könnten auf diesem Weg ergänzende Anreize für eine 
langfristige, auf Nachhaltigkeit angelegte Unternehmensführung 
gesetzt werden. So könnte z.B. ein Teil der variablen Vergütung 
(variabler Bonus) statt in Geld in Zusagen auf Aktien gewährt werden. 
Auf diese Weise nähme das Vorstandsmitglied während der Haltefrist 
für die Aktien nicht nur an positiven, sondern auch an negativen 
Entwicklungen des Aktienwerts teil. Es könnte somit neben dem 
Bonus- auch ein Maluseffekt für die Vorstandsmitglieder eintreten. Die 
für die variablen Vergütungskomponenten festzulegenden 
Erfolgsziele, die dazu gehörenden Bemessungsfaktoren, das Steigen 



und das Sinken des Bonus bei Zielüberschreitung und 
Zielunterschreitung sowie das Verhältnis der Zahlung in Geld und in 
Aktien und alle weiteren Einzelheiten bestimmen sich nach den  
Anstellungsverträgen bzw. Vergütungsvereinbarungen, die der 
Aufsichtsrat namens der Gesellschaft mit den einzelnen 
Vorstandsmitgliedern in Zukunft schließen könnte. Entsprechend seiner 
gesetzlichen Pflicht aus § 87 AktG sorgt der Aufsichtsrat dabei dafür, 
dass die Gesamtvergütung (einschließlich der in Aktien gewährten 
Komponenten) in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben 
und Leistungen des Vorstandsmitglieds sowie zur Lage der 
Gesellschaft steht und die übliche Vergütung nicht ohne besondere 
Gründe übersteigt. 

 
 

Der Vorstand wird der jeweils einer etwaigen Ausnutzung der 
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien folgenden 
Hauptversammlung nach § 71 Abs. 3 S. 1 AktG ggf. i.V.m. § 160 Abs. 1 
Nr. 2 AktG berichten. 



III. Informationen zur Durchführung der 
Hauptversammlung als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 

1. Virtuelle Hauptversammlung / Übertragung mit Bild und Ton / Zuschaltung 

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, die Hauptversammlung 
gemäß § 118a AktG i.V.m. § 26n Abs. 1 EGAktG als virtuelle Hauptversammlung ohne 
physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) abzuhalten. Eine physische Präsenz der 
Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft) am Ort der Hauptversammlung ist ausgeschlossen. 
 
Für Aktionäre, die sich ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet haben, bzw. 
ihre Bevollmächtigten wird die gesamte Hauptversammlung, einschließlich einer 
etwaigen Fragenbeantwortung und der Abstimmungen, live mit Bild und Ton im Internet 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv23 im passwortgeschützten 
Internetservice übertragen. Die hierfür erforderlichen persönlichen Zugangsdaten 
(Zugangskennung und Passwort) erhalten die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten nach 
der Anmeldung zur Hauptversammlung mit dem „HV-Ticket“ zugeschickt. Einzelheiten 
hierzu finden sich unten im nachfolgenden Abschnitt „2. Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung".  
 
Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt 
ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an 
die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 



 
Über den passwortgeschützten Internetservice können die ordnungsgemäß 
angemeldeten Aktionäre (und ggf. deren Bevollmächtigte) gemäß den dafür 
vorgesehenen Verfahren unter anderem ihre Aktionärsrechte ausüben. 
 
Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices durch einen Bevollmächtigten 
setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält.  
 
Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und 
sonstige durch § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen können sich des 
passwortgeschützten Internetservices bedienen. Die Gesellschaft stellt ihnen auf Wunsch 
einen elektronischen Zugang zur Verfügung. 
 
Beim Betreten der virtuellen Hauptversammlung unter Nutzung des passwortgeschützten 
Internetservices während der Dauer der virtuellen Hauptversammlung am 11. Mai 2023 
sind die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigte elektronisch zur virtuellen 
Hauptversammlung zugeschaltet. Die elektronische Zuschaltung ermöglicht jedoch 
weder eine Teilnahme an der Versammlung im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG noch 
eine Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Teilnahme im Sinne des § 118a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG. 

 

2. Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung  

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung, zur Verfolgung der virtuellen 
Hauptversammlung im Internet und zur Ausübung der Aktionärsrechte, insbesondere des 
Stimmrechts, sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig vor der 
Hauptversammlung in Textform angemeldet und der Gesellschaft ihre Berechtigung zur 



Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachgewiesen 
haben. Als Nachweis reicht ein Nachweis des Anteilsbesitzes durch den Letztintermediär 
gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn 
des einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung, d. h. auf Donnerstag, 20. April 
2023, 00:00 Uhr (MESZ), zu beziehen (Nachweisstichtag) und muss der Gesellschaft 
ebenso wie die Anmeldung für die Hauptversammlung in Textform unter folgender 
Postanschrift, Faxnummer oder E-Mail-Adresse bis spätestens Donnerstag, 4. Mai 2023, 
24:00 Uhr (MESZ), zugehen: 

 
sino Aktiengesellschaft 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
Fax: +49 (0)89 889 690 633 
E-Mail: anmeldung@better-orange.de 
 

Nach Eingang von Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft 
unter der oben genannten Postanschrift, Faxnummer oder E-Mail-Adresse werden die 
Zugangsdaten (Zugangskennung und Passwort) für die Nutzung des 
passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.sino.de/hv23 übersandt („HV-Ticket“), welches integriert ein Vollmachtsformular 
sowie ein Vollmachts- und Weisungsformular für die Hauptversammlung enthält. Die 
Formulare dazu sind auch im Internet auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.sino.de/hv23 zugänglich. Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und 
Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 
 
Der Erhalt des HV-Tickets ist keine Voraussetzung für die Vollmachts- und 



Weisungserteilung (an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) per Formular, 
sämtliche Möglichkeiten des passwortgeschützten Internetservice können jedoch nur mit 
Hilfe der auf dem HV-Ticket aufgedruckten Zugangsdaten verwandt werden.  
 
Die Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung nicht blockiert. 
Aktionäre können deshalb über ihre Aktien auch nach der Anmeldung weiterhin frei 
verfügen. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den 
Nachweis des Aktienbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat; Veränderungen im 
Aktienbestand nach dem Nachweisstichtag haben für den Umfang und die Ausübung des 
Teilnahme- und Stimmrechts keine Bedeutung. 
 

3. Ausübung des Stimmrechts 

Aktionäre, die sich form- und fristgerecht angemeldet und den Nachweis des 
Anteilsbesitzes erbracht haben, können ihr Stimmrecht im Wege der elektronischen 
Briefwahl oder der Vollmachtserteilung ausüben.  

 

3.1. Verfahren der Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Briefwahl  

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können ihre Stimmen, auch ohne an der 
Hauptversammlung teilzunehmen, im Wege der elektronischen Kommunikation abgeben 
(elektronische Briefwahl).  

 
Briefwahlstimmen können ab dem 20. April 2023 bis zum Zeitpunkt der Schließung der 
Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung am 
11. Mai 2023 unter Nutzung des auf der Internetseite der Gesellschaft unter 



www.sino.de/hv23 zugänglichen passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür 
vorgesehenen Verfahren abgegeben, geändert oder widerrufen werden. Für die 
Fristwahrung ist der Eingang des jeweiligen Votums bei der Gesellschaft entscheidend. 
 
Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne 
dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt die Stimmabgabe im 
Wege der elektronischen Briefwahl zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als 
entsprechende Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 
 
Die vorstehenden Ausführungen gelten für die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl 
durch einen Bevollmächtigten entsprechend. Auch bevollmächtigte Intermediäre, 
Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater oder sonstige Dritte können sich der 
elektronischen Briefwahl bedienen. 
 

3.2. Verfahren bei Vollmachtserteilung an Dritte 

Aktionäre können sich auch durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch einen Intermediär, 
eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer Wahl 
vertreten und ihr Stimmrecht und sonstige Rechte durch den Bevollmächtigten ausüben 
lassen. Bei einer Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter sind die unten in Abschnitt 3.3 dargestellten Besonderheiten zu 
beachten. 
 
Auch in allen Fällen einer Bevollmächtigung bedarf es der fristgerechten Anmeldung und 
des Nachweises des Anteilsbesitzes. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, 
kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.  
 



Bevollmächtigte (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) können 
ebenso wenig wie Aktionäre physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können 
das Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich im Wege der elektronischen 
Briefwahl oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht an die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter ausüben. Die Nutzung des passwortgeschützten 
Internetservice durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die 
entsprechenden Zugangsdaten erhält. 
 
Wenn weder Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater noch diesen 
gemäß § 135 AktG gleichgestellte Personen oder Institutionen bevollmächtigt werden, 
bedürfen die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft der Textform (§ 126 b BGB).  
 
Aktionäre, die einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater 
oder eine nach § 135 AktG gleichgestellte Institution oder Person mit der 
Stimmrechtsausübung bevollmächtigen wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen 
Fällen die zu bevollmächtigende Institution oder Person möglicherweise eine besondere 
Form der Vollmacht verlangt, weil sie gemäß § 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar 
festhalten muss. Wir bitten daher die Aktionäre, sich in diesem Fall mit dem zu 
Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen. 
 
Der Nachweis der Bevollmächtigung kann der Gesellschaft spätestens bis zum 10. Mai 
2023, 24:00 Uhr (MESZ), unter der folgenden genannten Postanschrift, Faxnummer oder 
E-Mail-Adresse  

 
sino Aktiengesellschaft 
c/o Better Orange IR & HV AG 



Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
Fax: +49 (0)89 889 690 655 
E-Mail: sino@better-orange.de 

 
oder ab dem 20. April 2023 unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv23 gemäß dem dafür 
vorgesehenen Verfahren vor und während der virtuellen Hauptversammlung übermittelt 
werden. Für die Fristwahrung ist jeweils der Eingang bei der Gesellschaft maßgeblich. 
 
Am Tag der virtuellen Hauptversammlung am 11. Mai 2023 können Vollmachten 
ausschließlich über den passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür 
vorgesehenen Verfahren abgegeben, geändert oder widerrufen werden, der auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv23 zugänglich ist. 
 
Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend genannten 
Zeitpunkten auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung 
gegenüber der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung 
der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall.  
 
Für den Widerruf oder die Änderung einer Vollmacht gelten die vorstehenden 
Ausführungen zu den Übermittlungswegen und den Zeitpunkten, bis zu denen die 
Übermittlungswege jeweils zur Verfügung stehen, entsprechend.  
 
Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, können für die Erteilung 
einer Vollmacht das Formular verwenden, welches nach ordnungsgemäßer Anmeldung 



und Nachweis des Anteilsbesitzes zugeschickt wird. Ein entsprechendes Formular steht 
auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv23 zum Download zur 
Verfügung. 

 

3.3. Verfahren bei Vollmachtserteilung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Angemeldete Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benannten 
weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Bitte beachten Sie, dass 
Vollmachten an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft mit Weisungen versehen sein 
müssen. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, das Stimmrecht 
ausschließlich gemäß den Weisungen des Aktionärs auszuüben. Den 
Stimmrechtsvertretern steht bei der Ausübung des Stimmrechts kein eigener 
Ermessensspielraum zu. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung 
durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung 
mitgeteilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch 
als entsprechende Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 
 
Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen weder im Vorfeld noch während der 
virtuellen Hauptversammlung Weisungen oder Vollmachten zur Einlegung von 
Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- und 
Fragerechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen. 
 
Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können per 
Post, Fax oder E-Mail an die vorstehend im Abschnitt „3.2. Verfahren bei 
Vollmachtserteilung an Dritte“ genannte Postanschrift, Faxnummer oder E-Mail-Adresse 
bis spätestens 10. Mai 2023, 24:00 Uhr (MESZ), oder unter Nutzung des auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv23 zugänglichen 



passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum 
Zeitpunkt der Schließung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen 
Hauptversammlung am 11. Mai 2023 erteilt, geändert oder widerrufen werden. Für die 
Fristwahrung ist jeweils der Eingang bei der Gesellschaft maßgeblich. 
 
Ein entsprechendes Formular wird nach ordnungsgemäßer Anmeldung und 
Anteilsbesitznachweis zugesandt und steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter www.sino.de/hv23 zum Download zur Verfügung. 
 

4. Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil (5%) des Grundkapitals (dies 
entspricht 116.875 Aktien) oder den anteiligen Betrag von € 500.000,00 erreichen (dies 
entspricht 500.000 Aktien), können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 
gesetzt oder bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung 
oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich (§ 126 Bürgerliches 
Gesetzbuch) an den Vorstand der sino Aktiengesellschaft zu richten und muss der 
Gesellschaft spätestens bis zum 16. April 2023 bis 24.00 Uhr (MESZ) zugehen.  
 
Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag 
des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur 
Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. 
 
Etwaige Ergänzungsverlangen sind an folgende Anschrift zu richten: 

 
sino Aktiengesellschaft 
- Vorstand -  



Ernst-Schneider-Platz 1 
40212 Düsseldorf 
Deutschland 

 
Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach 
Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem 
unter der Internetadresse www.sino.de/hv23 bekannt gemacht. 
 

5. Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß § 126 Abs. 1, § 127 AktG  

Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und 
Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung (nebst einer etwaigen 
Begründung) sowie Wahlvorschläge zur Wahl von Abschlussprüfern und von 
Aufsichtsräten übersenden. Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließlich zu 
richten an: 
 

sino Aktiengesellschaft 
Ernst-Schneider-Platz 1 
40212 Düsseldorf 
Fax: +49(0)211-3611-1136 
Deutschland 
 

Die Gesellschaft wird alle Gegenanträge zu einem Vorschlag des Vorstands und des 
Aufsichtsrats zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG und 
Wahlvorschläge gemäß § 127 AktG einschließlich des Namens des Aktionärs, ggf. einer 
Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung im Internet unter  
www.sino.de/hv23 zugänglich machen, wenn sie der Gesellschaft mindestens 14 Tage 
vor der Versammlung, also spätestens bis zum 26. April 2023, 24:00 Uhr (MESZ), unter 



der oben genannten Postanschrift oder Faxnummer zugehen. Anderweitig adressierte 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären bleiben unberücksichtigt. 
 
Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags bzw. Wahlvorschlags und ggf. seiner 
Begründung kann die Gesellschaft unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten 
Voraussetzungen absehen. Eine Begründung eines Gegenantrags braucht nicht 
zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Der 
Vorstand braucht Wahlvorschläge von Aktionären außerdem auch dann nicht zugänglich 
zu machen, wenn diese nicht den Namen der vorgeschlagenen Person, den ausgeübten 
Beruf und Wohnort enthalten. 
 
Gegenanträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des 
Aktiengesetzes zugänglich zu machen sind, gelten als im Zeitpunkt der 
Zugänglichmachung gestellt. Die Gesellschaft ermöglicht, das Stimmrecht zu diesen 
Anträgen oder Wahlvorschlägen auszuüben, sobald der den Antrag stellende oder den 
Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und ordnungsgemäß 
zur Hauptversammlung angemeldet ist. 
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, 
haben darüber hinaus das Recht, in der Versammlung im Wege der Videokommunikation 
Anträge und Wahlvorschläge im Rahmen ihres Rederechts zu stellen (vgl. dazu 
Abschnitt 7.). 
 

6. Einreichung von Stellungnahmen 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, 
nach § 130a Absatz 1 bis 4 AktG Stellungnahmen zu den Gegenständen der 



Tagesordnung in Textform oder im Videoformat im Wege elektronischer Kommunikation 
einzureichen. Dafür steht ihnen mit den entsprechenden Zugangsdaten der 
passwortgeschützte Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.sino.de/hv23 zur Verfügung.  
 
Stellungnahmen in Textform sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren als Datei 
im Dateiformat PDF mit einer empfohlenen Dateigröße von maximal 50 MB einzureichen. 
Stellungnahmen im Videoformat sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren in den 
Dateiformaten MPEG-4 oder MOV einzureichen; sie dürfen eine Dateigröße von 1 GB 
nicht überschreiten.  
 
Die Einreichung mehrerer Stellungnahmen ist möglich. Es sind nur solche 
Stellungnahmen im Videoformat zulässig, in denen der Aktionär bzw. sein 
Bevollmächtigter selbst in Erscheinung tritt. Mit dem Einreichen erklärt sich der Aktionär 
bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Stellungnahme unter Nennung 
seines Namens im passwortgeschützten Internetservice zugänglich gemacht wird.  
 
Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, also spätestens 
am 5. Mai 2023, 24:00 Uhr (MESZ), einzureichen. Eingereichte Stellungnahmen zu den 
Gegenständen der Tagesordnung werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer 
Zugänglichmachung nach § 130a Abs. 3 Satz 4 AktG abgesehen werden darf, bis 
spätestens vier Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens am 6. Mai 2023, 24:00 
Uhr (MESZ), in dem nur für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren 
Bevollmächtigte mit den entsprechenden Zugangsdaten zugänglichen 
passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.sino.de/hv23 zugänglich gemacht.  
 



Anträge und Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung im Rahmen der in Textform oder im Videoformat eingereichten 
Stellungnahmen werden in der Hauptversammlung nicht berücksichtigt; das Stellen von 
Anträgen bzw. Unterbreiten von Wahlvorschlägen (dazu unter Abschnitt 5.), die 
Ausübung des Auskunftsrechts (dazu unter Abschnitt 8.) sowie die Einlegung von 
Widersprüchen gegen Beschlüsse der Hauptversammlung (dazu unter Abschnitt 9.) ist 
ausschließlich auf den in dieser Einladungsbekanntmachung jeweils gesondert 
beschriebenen Wegen möglich. 
 

7. Rederecht 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung 
zugeschaltet sind, haben ein Rederecht in der Versammlung im Wege der 
Videokommunikation.  
 
Ab Beginn der Hauptversammlung wird über den passwortgeschützten Internetservice 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv23 ein virtueller 
Wortmeldetisch geführt, über den die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten ihren 
Redebeitrag anmelden können.  
 
Das Rederecht umfasst insbesondere auch das Recht, Anträge und Wahlvorschläge 
nach § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG zu stellen (vgl. dazu auch Abschnitt 5.), sowie das 
Auskunftsverlangen nach § 131 Abs. 1 AktG (vgl. dazu auch Abschnitt 8.).  
 
Die komplette virtuelle Hauptversammlung einschließlich der Videokommunikation wird 
im passwortgeschützten Internetservice über das System BetterMeeting von Better 
Orange IR & HV AG abgewickelt. Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die ihren 



Redebeitrag über den virtuellen Wortmeldetisch anmelden wollen, benötigen für die 
Zuschaltung des Redebeitrags entweder ein nicht-mobiles Endgerät (PC, Notebook, 
Laptop) mit dem installierten Browser Chrome ab Version 89, Edge ab Version 88 oder 
Safari ab Version 13.1 oder ein mobiles Endgerät (z. B. Smartphone oder Tablet). Mobile 
Endgeräte mit ANDROID-Betriebssystem benötigen als installierten Browser Chrome ab 
Version 89; mobile Endgeräte mit iOS-Betriebssystem benötigen als installierten Browser 
Safari ab Version 13.1. Für Redebeiträge müssen auf den Endgeräten eine Kamera und 
ein Mikrofon, auf die vom Browser aus zugegriffen werden kann, zur Verfügung stehen. 
Eine weitere Installation von Softwarekomponenten oder Apps auf den Endgeräten ist 
nicht erforderlich. Personen, die sich über den virtuellen Wortmeldetisch für einen 
Redebeitrag angemeldet haben, werden im passwortgeschützten Internetservice für 
ihren Redebeitrag freigeschaltet. Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit 
der Videokommunikation zwischen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und Gesellschaft in 
der Versammlung und vor dem Redebeitrag zu überprüfen und diesen zurückzuweisen, 
sofern die Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 

 

8. Auskunftsrecht 

Es ist vorgesehen, dass der Leiter der Hauptversammlung festlegen wird, dass das 
Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG in der Hauptversammlung ausschließlich im 
Wege der Videokommunikation, also im Rahmen der Ausübung des Rederechts (dazu 
unter Abschnitt 7.) ausgeübt werden darf (§ 131 Abs. 1f. AktG). Der Versammlungsleiter 
wird hierzu während der Hauptversammlung weitergehende Hinweise erteilen. Eine 
anderweitige Einreichung von Fragen im Wege der elektronischen oder sonstigen 
Kommunikation ist weder vor noch während der Hauptversammlung vorgesehen.  
 
§ 131 Abs. 4 Satz 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär wegen seiner 



Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben 
worden ist, diese Auskunft jedem anderen Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem auf 
dessen Verlangen in der Hauptversammlung zu geben ist, auch wenn sie zur 
sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist.  
 
Zudem bestimmt § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG, dass dann, wenn einem Aktionär eine 
Auskunft verweigert wird, er verlangen kann, dass seine Frage und der Grund, aus dem 
die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift über die Verhandlung 
aufgenommen werden. 
 
Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet, dass Aktionäre bzw. 
ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, ihr 
Verlangen nach § 131 Abs. 4 Satz 1 AktG sowie ihr Verlangen nach § 131 Abs. 5 Satz 1 
AktG außer im Wege der Videokommunikation, also im Rahmen des Rederechts und des 
dafür vorgesehenen Verfahrens (oben 7.), auch im Wege der elektronischen 
Kommunikation über den passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.sino.de/hv23 gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren mit den 
entsprechenden Zugangsdaten in der Hauptversammlung übermitteln können. 
 

9. Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu 
der Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben das Recht, über den auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv23 passwortgeschützten 
Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren von Beginn der virtuellen 
Hauptversammlung am 11. Mai 2023 an bis zum Ende der virtuellen Hauptversammlung 
Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu erklären. 



 
Eine anderweitige Form der Übermittlung von Widersprüchen ist ausgeschlossen. Die 
Gesellschaft weist nochmals darauf hin, dass die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter keine Weisungen zum Einlegen von Widersprüchen 
entgegennehmen. 
 

IV. Informationen zum Datenschutz 
 
Der Schutz Ihrer Daten und deren rechtskonforme Verarbeitung haben für uns einen 
hohen Stellenwert. Die sino Aktiengesellschaft verarbeitet Ihre Daten als Verantwortlicher 
unter Beachtung der EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) sowie aller weiterer 
maßgeblicher Gesetze. Wenn Sie sich für die Hauptversammlung anmelden oder eine 
Stimmrechtsvollmacht erteilen, erheben wir personenbezogene Daten über Sie und/oder 
über Ihren Bevollmächtigten. Dies geschieht, um Aktionären die Ausübung ihrer Rechte 
im Rahmen der Hauptversammlung zu ermöglichen. Einzelheiten zum Umgang mit Ihren 
personenbezogenen Daten und zu Ihren Rechten gemäß der DSGVO finden Sie im 
Internet auf der Webseite zur Hauptversammlung: 

www.sino.de/hv23 
 

 

Düsseldorf, im März 2023 

Der Vorstand 

 
Ingo Hillen Karsten Müller 

 



 
Mindestinformationen nach § 125 Abs. 1 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG, Artikel 4 Abs. 1 
sowie Tabelle 3 Blöcke A bis C des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 



 


